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Entscheidungsdatum

01.06.2021
Norm

BFA-VG §22a Abs4

B-VG Art133 Abs4

FPG 8§76

. BFA-VG § 22a heute

—_

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 76 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018

4. FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. FPG § 76 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. FPG 8§ 76 giiltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

7. FPG § 76 gltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. FPG § 76 gliltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011

9. FPG § 76 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
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10. FPG & 76 giltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

Spruch

G302 2241901-2/8E, G302 2241901-2/8E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Manfred ENZI als Einzelrichter in dem von Amts wegen
eingeleiteten Verfahren zur Uberpriifung der Anhaltung in Schubhaft des XXXX, geb. XXXX, StA: Nigeria, Zahl: XXXX,
beschlossen:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Manfred ENZI als Einzelrichter in dem von
Amts wegen eingeleiteten Verfahren zur Uberpriifung der Anhaltung in Schubhaft des rémisch 40 , geb. rémisch 40 ,
StA: Nigeria, Zahl: romisch 40, beschlossen:

A)  Das Verfahren wird eingestellt.

B) Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.B) Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig.

Text

Begrindung:

I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

XXXX, geb. XXXX (im Folgenden: BF) wurde am 08.01.2021 bedingt aus der Strafhaft entlassen und mit Bescheid des
BFA, RD XXXX (in der Folge: belangte Behorde), vom XXXX, GZ: XXXX, gemal3 8 76 Abs. 2 Z 2 FPG zum Zwecke der
Sicherung der Abschiebung am selben Tag (XXXX) in Schubhaft genommen. Der Schubhaftbescheid erwuchs am
16.02.2021 in I. Instanz in Rechtskraft.romisch 40 , geb. rémisch 40 (im Folgenden: BF) wurde am 08.01.2021 bedingt
aus der Strafhaft entlassen und mit Bescheid des BFA, RD rémisch 40 (in der Folge: belangte Behérde), vom rémisch 40
, GZ: romisch 40 , gemal’ Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 2, FPG zum Zwecke der Sicherung der Abschiebung am selben

Tag (rémisch 40 ) in Schubhaft genommen. Der Schubhaftbescheid erwuchs am 16.02.2021 in rémisch eins. Instanz in
Rechtskraft.

Am XXXX wurde der Akt von der belangten Behtrde dem BVWG zur amtswegigen Uberprifung der Anhaltung
vorgelegt. Am rémisch 40 wurde der Akt von der belangten Behoérde dem BVwG zur amtswegigen Uberprifung der
Anhaltung vorgelegt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen
Der BF wurde seit 08.01.202021 durchgangig in Schubhaft angehalten.

Zuletzt wurde vom BVwG am 03.05.2021 mit mundlich verkiindeten Erkenntnis GZ: G307 2241901-1 festgestellt, dass
zum Zeitpunkt dieser Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maligeblichen Voraussetzungen vorliegen
und dass die Aufrechterhaltung der Schubhaft verhaltnismaRig ist.

Die gesetzliche Entscheidungsfrist zur gegenstandlichen Uberpriifung der VerhéltnismaRigkeit und Notwendigkeit der
Schubhaft gemaR § 22a Abs. 4 BFA-VG durch das Bundesverwaltungsgericht ware am 31.05.2021 abgelaufenDie
gesetzliche Entscheidungsfrist zur gegenstindlichen Uberprifung der Verhéaltnismé&Rigkeit und Notwendigkeit der
Schubhaft gemall Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG durch das Bundesverwaltungsgericht ware am 31.05.2021
abgelaufen.

Der BF wurde am 26.05.2021 nach Nigeria abgeschoben.
2. Beweiswurdigung:

Der Verfahrensgang und die getroffenen Feststellungen ergeben sich aus den vorgelegten Verwaltungsakten der
belangten Behorde und dem Gerichtsakt des Bundesverwaltungsgerichts.

3. Rechtliche Beurteilung

Zu Spruchpunkt A):
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Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist gemaf8 22a Abs. 4 BFA-
VG die VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach
alle vier Wochen vom BVwG zu Uberprifen. Mit der Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fiir den in
Schubhaft befindlichen Fremden eingebracht. Das BVwG hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner
Entscheidung die fir die Fortsetzung der Schubhaft mafBgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die
Aufrechterhaltung der Schubhaft verhaltnismaRig ist.Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in
Schubhaft angehalten werden, so ist gemaR Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG die VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung
nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier Wochen vom BVwG zu Uberprufen.
Mit der Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fiir den in Schubhaft befindlichen Fremden eingebracht.
Das BVwWG hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die fir die Fortsetzung der Schubhaft

mafgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der Schubhaft verhaltnismaRig ist.

Eine Uberprifung gemiR § 22a Absatz 4 BFA-VG ist lediglich im Rahmen einer aufrechten (laufenden) Schubhaft
vorzunehmen. Im gegenstandlichen Fall war die gerichtliche Entscheidungsfrist noch nicht abgelaufen und wurde der
BF wahrend des laufenden Prifungsverfahrens des Bundesverwaltungsgerichtes in seinen Herkunftsstaat
abgeschoben. Die Prufung wurde dadurch gegenstandslos und das Verfahren war daher in weiterer Folge
einzustellen.Eine Uberprifung gemaR Paragraph 22 a, Absatz 4 BFA-VG ist lediglich im Rahmen einer aufrechten
(laufenden) Schubhaft vorzunehmen. Im gegenstandlichen Fall war die gerichtliche Entscheidungsfrist noch nicht
abgelaufen und wurde der BF wahrend des laufenden Prifungsverfahrens des Bundesverwaltungsgerichtes in seinen
Herkunftsstaat abgeschoben. Die Prifung wurde dadurch gegenstandslos und das Verfahren war daher in weiterer
Folge einzustellen.

Entfall einer miindlichen Verhandlung:

Da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint, konnte gemaf8 21 Abs. 7
BFA-VG eine mundliche Verhandlung unterbleiben.Da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der
Beschwerde geklart erscheint, konnte gemalR Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG eine mundliche Verhandlung
unterbleiben.

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat in Bezug auf8 41 Abs. 7 AsylG 2005 in der Fassung bis 31.12.2013 unter
Berucksichtigung des Art. 47 iVm. Art. 52 der Grundrechte-Charta der Europdischen Union (im Folgenden: GRC)
ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer mindlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC steht, wenn zuvor bereits ein
Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehér gewdhrt wurde. Hat die
beschwerdeflihrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder Fragen bereits vor der belangten Behorde releviert
oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung
erforderlich, wenn die von der beschwerdefiihrenden Partei bereits im Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde
aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit ergdnzenden Erhebungen - nicht aus den Verwaltungsakten beantwortet
werden kénnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu erganzen oder die Beweiswilrdigung mangelhaft ist
(VfGH 14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat in Bezug auf Paragraph 41,
Absatz 7, AsylG 2005 in der Fassung bis 31.12.2013 unter Berticksichtigung des Artikel 47, in Verbindung mit Artikel 52,
der Grundrechte-Charta der Europaischen Union (im Folgenden: GRC) ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer
mundlichen Verhandlung in Féllen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde
erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im
Einklang mit Artikel 47, Absatz 2, GRC steht, wenn zuvor bereits ein Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen
Rahmen Parteiengehor gewahrt wurde. Hat die beschwerdeflihrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder
Fragen bereits vor der belangten Behorde releviert oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die
Durchfuihrung einer mindlichen Verhandlung erforderlich, wenn die von der beschwerdefiihrenden Partei bereits im
Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit ergdnzenden Erhebungen - nicht
aus den Verwaltungsakten beantwortet werden kdnnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu erganzen oder
die Beweiswurdigung mangelhaft ist (VfGH 14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom 28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fur die
Auslegung der in § 21 Abs. 7 BFA-VG enthaltenen Wendung ,wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit
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der Beschwerde geklart erscheint” unter Bezugnahme auf das Erkenntnis des VfGH vom 12.03.2012, ZI. U 466/11 ua.,
festgehalten, dass der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt von der
Verwaltungsbehorde vollstandig in einem ordnungsgemafien Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen
auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitat
und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die Verwaltungsbehérde muss die die entscheidungsmalgeblichen
Feststellungen tragende Beweiswurdigung in ihrer Entscheidung in gesetzmaliger Weise offen gelegt haben und das
Bundesverwaltungsgericht die tragenden Erwagungen der verwaltungsbehordlichen Beweiswurdigung teilen. In der
Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behdrdlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder dartber hinaus
gehender fur die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden, wobei blo8 unsubstantiiertes Bestreiten des
von der Verwaltungsbehorde festgestellten Sachverhaltes ebenso aul3er Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das
gegen das in § 20 BFA VG festgelegte Neuerungsverbot verstof3t. SchlieRlich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte
Besonderheiten bei der Beurteilung Bedacht zu nehmen.Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom
28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fur die Auslegung der in Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG enthaltenen
Wendung ,wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint” unter
Bezugnahme auf das Erkenntnis des VfGH vom 12.03.2012, ZI. U 466/11 ua., festgehalten, dass der fur die rechtliche
Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt von der Verwaltungsbehérde vollstandig in einem
ordnungsgemalien Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitdt und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die
Verwaltungsbehérde muss die die entscheidungsmaligeblichen Feststellungen tragende Beweiswurdigung in ihrer
Entscheidung in gesetzmaRiger Weise offen gelegt haben und das Bundesverwaltungsgericht die tragenden
Erwagungen der verwaltungsbehordlichen Beweiswirdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des
behordlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder darUber hinaus gehender fir die Beurteilung relevanter
Sachverhalt behauptet werden, wobei blo3 unsubstantiiertes Bestreiten des von der Verwaltungsbehérde
festgestellten Sachverhaltes ebenso aufler Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das gegen das in Paragraph 20,
BFA VG festgelegte Neuerungsverbot verstof3t. Schliellich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte Besonderheiten bei
der Beurteilung Bedacht zu nehmen.

Zu Spruchpunkt B): Unzuldssigkeit der Revision:

Gemall 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemal} Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung. Des Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht
als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor. Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundséatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Des Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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